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Sehr geehrte Damen und Herren,

die Verwendung der deutschen Sprache liegt 
mir in besonderer Weise am Herzen. Als Bun-
destagsvizepräsident habe ich daher in Brüssel 
mit dem Generalsekretär der Europäischen 
Kommission Alexander Italianer und der Vi-
zepräsidentin der EU-Kommission Kristalina 
Georgiewa Gespräche geführt. 

Wenn Großbritannien die EU verlässt, darf das 
kein Grund sein die deutsche oder französische 
Sprache als Verfahrenssprachen weiter zu dis-
kriminieren. 130 Übersetzer in Brüssel für das 
Englische sollen bleiben, während gleichzeitig 
die aktuell 100 deutschen Übersetzer (2004 
noch 130 deutsche Übersetzer) weiter um über 
10 Prozent verringert werden. 

Die englischen Dolmetscher werden aber immer 
weniger gebraucht, weil fast alle Vorlagen in 
englischer Sprache erstellt werden. Also nicht 
übersetzt werden müssen ins Englische. An der 
Bedeutung des Englischen wird der Brexit auch 
nichts ändern.

Schon jetzt erhält der Deutsche Bundestag 
entgegen aller Vereinbarungen deutschspra-
chige Beratungsunterlagen immer später. Ein 
Beispiel ist die Dublin-FlüchtlingsVerordnung: 
Englische Fassung am 04. Mai 2016, aber der 
Deutsche Bundestag soll erst am 29. Juli 2016 
die offiziellen Beratungsunterlagen in deutscher 
Sprache erhalten. 

Ein Europa der Vielfalt und des Respekts vor 
der am meisten gesprochenen Muttersprache 
auf unseren Kontinent darf nicht weiter unfrei-
willig die emotionale Distanz zu ihren Bürgern 
beschleunigen. 

Mit freundlichen Grüßen

NATO als Wertegemeinschaft
Der internationale Terror, der Russland-Ukraine-Konflikt, die 
Krisen im Nahen Osten oder in Nordafrika: Die Zeiten sind tur-
bulent. Am Freitag treffen sich die Staats- und Regierungschefs 
zum NATO-Gipfel in Warschau, um Antworten auf die gewaltigen 
Herausforderungen zu finden.

Bündnis für 
Frieden und 
Sicherheit

aus der EU sicher nicht das Ende 
der sicherheitspolitischen Bezie-
hungen sei. „Wir werden weiterhin 
sehr eng mit den Engländern 
zusammenarbeiten, gerade im 
Rahmen der NATO.“ 

Die NATO sei nicht nur ein Ver-
teidigungsbündnis, sondern auch 
eine Wertegemeinschaft freier 
Staaten, so Hahn. Für die Heraus-
forderungen seien jedoch ausrei-
chende finanzielle Mittel nötig. 

Die CSU-Landes-
gruppe hatte sich 
bereits auf ihrer Klau-
surtagung in Kreuth 
gegen die Ausga-
benkürzungen bei 

der Verteidigung ausgesprochen. 
Mit Erfolg: 2016 stieg der Vertei-
digungshaushalt um 1,3 Milliarden 
Euro, 2017 soll das Budget noch-
mals steigen. „Gerade in Berlin er-
innern sich viele an den Sinn und 
Zweck faktischer Militärpräsenz 
der NATO-Verbündeten“, sagte 
Hahn zum Schluss seiner Rede. 
Der Blick zurück sei manchmal 
hilfreich, um daran zu erinnern, 
dass Freiheit nicht selbstverständ-
lich ist. 

„Die NATO befindet sich in der 
schwierigsten Phase seit dem 
Ende des Kalten Krieges“, erläu-
terte Florian Hahn, sicherheitspo-
litischer Sprecher der CSU-Lan-
desgruppe, zu Beginn seiner Rede 
im Deutschen Bundestag. Umso 
wichtiger sei es deshalb, Ge-
schlossenheit zu demonstrieren. 
Verteidigungspolitische Partner-
schaften und Allianzen müssten 
wachsen. Rückzug und Einigelung 
seien in der heutigen Zeit das 
falsche Signal, unter-
strich Hahn – auch 
mit Verweis auf die 
Brexit-Entscheidung 
in Großbritannien. 

Gerade Großbritan-
nien ist für Deutschland und die 
Europäische Union ein wichtiger 
sicherheitspolitischer Partner, 
betonte die Vorsitzende der CSU-
Landesgruppe, Gerda Hassel-
feldt, direkt nach der britischen 
Entscheidung. Sie forderte des-
halb bereits Anfang der Woche, 
besonnen und mit Vernunft und 
Verantwortung mit dem Votum 
der Briten umzugehen. Auch 
Hahn unterstrich in seiner Rede, 
dass der Austritt Großbritanniens 
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Prostituiertenschutzgesetz

EEG

Erneuerbare Energien stellen sich dem Wettbewerb
Bisher	läuft	der	Ausbau	der	Erneuerbaren	Energien	erfolgreich.	2015	stammten	rund	33	Prozent	des	in	Deutsch-
land erzeugten Stroms aus Erneuerbaren Energien, bis 2025 sollen es 40 bis 45 Prozent sein. Ein Treiber des 
erfolgreichen Ausbaus ist zweifelsohne das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG). Mit der bisherigen Förderung 
einher ging allerdings ein Kostenanstieg, den die Verbraucher über die EEG-Umlage bezahlen. Um diesen zu 
dämpfen und den Erneuerbaren-Ausbau kontrollierbarer zu machen, soll die Förderung der Erneuerbaren 
Energien künftig über Ausschreibungen ermittelt werden. Hierzu hat die Koalition in dieser Woche entspre-
chende Änderungen am EEG verabschiedet.

Mehr Schutz, bessere Kontrolle
Zwangsprostitution, Menschenhandel, organisierte Kriminalität. Mit dem 
neuen Prostituiertenschutzgesetz soll das Gewerbe besser kontrolliert 
und reguliert werden – zum Schutz der Frauen.

Mit der Einführung von Ausschrei-
bungen wird die Art der Förderung 
grundlegend umgestellt – von ei-
ner festen Einspeisevergütung auf 
einen wettbewerblich ermittelten 
Preis. In einem Bieterwettbewerb, 
den die Bundesnetzagentur durch-
führt, erhält künftig derjenige den 
Zuschlag, der seinen Wind-, Son-

Das neue Prostituiertenschutzgesetz 
sieht unter anderem eine persönliche 
Anmeldung von Prostituierten in den 
Kommunen vor. Diese Anmeldung 
muss in regelmäßigen Abständen 
wiederholt werden, unabhängig 
davon, ob die Person regelmäßig 
oder nur gelegentlich der Prostitution 
nachgeht. Damit wird auch Gelegen-
heitsprostitution erfasst, dies war der 
CSU-Landesgruppe ein großes An-
liegen. Mit dieser Anmeldepflicht ist 
eine intensive Beratung verbunden. 

Auch schärfere Kontrollen bei Bordell-
betreibern sind im Gesetz enthalten. 
Sie brauchen künftig eine Erlaubnis. 
Diese ist an Mindestanforderungen 
geknüpft. 

Daneben müssen sich die Betreiber 
eines Bordells vor der Aufnahme der 
Tätigkeit einer Prostituierten die gül-
tige Anmeldebescheinigung sowie 
einen Nachweis über die erfolgte 
gesundheitliche Beratung vorlegen 
lassen. 
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nen- oder Biomassestrom zum 
günstigsten Preis pro Kilowattstun-
de anbietet. Die ersten Ausschrei-
bungsverfahren sollen bereits 2017 
beginnen. Ausgenommen davon 
sind Anlagen mit einer Größe von 
750 kW installierter Leistung und 
die Technologien Wasserkraft und 
Geothermie. Foto: picture alliance/dpa

 ♦dass Biomasseanlagen eine wirtschaftliche Perspektive 
bekommen. Es dürfen sich nicht nur neue Biomasseanlagen 
ab 150 kW installierter Leistung, sondern auch bestehende 
Anlagen ohne Größenbegrenzung an den Ausschreibungen 
beteiligen. 
 ♦dass die Akteursvielfalt auch bei Ausschreibungen ge-
sichert bleibt. Bürgerenergiegesellschaften dürfen sich 
unter erleichterten Bedingungen an den Ausschreibungen 
beteiligen.

 ♦dass der Ausbau der Windenergie und der Stromnetze 
besser koordiniert und somit unnötiger Netzausbau nach 
Bayern verhindert wird. Zum Beispiel wird der zulässige 
Zubau bei Wind an Land in Gebieten mit Netzengpässen 
begrenzt.
 ♦dass Geothermie-Projekte mehr Planungssicherheit erhal-
ten. Der Zeitpunkt, ab dem die Degression der Förderung 
einsetzt, wird weiter nach hinten verschoben.

Die CSU-Landesgruppe konnte unter anderem erreichen, 

Foto: picture aliance/dpa

Brief aus Berlin
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Wir halten Wort

Neue Broschüre 
erschienen
Die neue Broschüre der CSU-Lan-
desgruppe „Wir halten Wort“ stellt 
eine Auswahl konkreter Forderungen 
und Vorhaben vor, die auf den 
Klausurtagungen in Wildbad Kreuth 
beschlossen und im Deutschen Bun-
destag durchgesetzt wurden. Damit 
informiert sie anschaulich über die 
Arbeit der CSU-Landesgruppe im 
Deutschen Bundestag. Auf 54 Sei-
ten im handlichen DIN A6-Format 
wird deutlich, dass sich die Bilanz 
in dieser Legislaturperiode sehen 
lassen kann. Die Broschüre kann 
per Mail unter bab@cducsu.de  
bestellt werden.

Online

Neue Homepage und 
neues	Twitter-Profil
Unsere Webseite csu-landesgruppe.de 
präsentiert sich in einem neuen De-
sign, frischen Farben und übersicht-
licher Struktur. Dadurch finden Sie 
aktuelle Berichte und Hintergrund-
informationen sowie interessante 
Artikel aus dem Parlamentsalltag 
noch besser auf einen Blick. 

Außerdem zwitschert die CSU-
Landesgruppe endlich mit. Unter  
@csu_bt sind Sie wir nun auch auf 
Twitter. Wir freuen uns über Lob 
und Kritik und natürlich 
über viele Follower und 
Retweets! 

Foto: CSU-Landesgruppe

Kommentar von Stephan Stracke
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Ausbau digitaler Netze

Schnelles Internet in 
Deutschland
Am Donnerstag hat der Deutsche 
Bundestag das sogenannte DigiNetz-
Gesetz verabschiedet, das den digi-
talen Netzausbau deutlich erleichtern 
wird. Überall, wo der Bund in die 
Infrastruktur investiert, so zum Bei-
spiel bei der Verlegung neuer Rohre 
und Leitungen, beim Straßen- und 
Schienenbau, wird künftig in die 
Glasfaserinfrastruktur mitinvestiert. 
Auch wird es leichter sein, schon 
bereitstehende Infrastruktur mitzunut-
zen. Bei Erschließungsmaßnahmen in 
Neubaugebieten werden in Zukunft 
zudem immer gleich Glasfaserkabel 
mitverlegt.

Foto: picture alliance/dpaFoto: CSU-Landesgruppe

Integrationsgesetz:	Angebot	und	Verpflichtung
Fordern und fördern. Das ist das oberste Prinzip des neuen Integrationsgesetzes, welches der Bundestag 
am Donnerstag beschlossen hat. Deutschland zeigt so, dass es ein starkes und weltoffenes Land ist, schreibt 
Stephan Stracke, arbeitsmarktpolitischer Sprecher, in seinem Kommentar.

Mit der Verabschiedung des Inte-
grationsgesetzes hat der Deutsche 
Bundestag heute seinen Masterplan 
zur Integration für die vielen Men-
schen, die im letzten Jahr zu uns 
gekommen sind, auf den Weg ge-
bracht. Das zeigt: Deutschland ist ein 
starkes und weltoffenes Land. Unser 
integrationspolitischer Kompass ist 
und bleibt das Prinzip des Förderns 
und Forderns. Integration ist keine 
Einbahnstraße, sondern ein Angebot 
an die zahlreichen Flüchtlinge, zu-
gleich aber auch eine Verpflichtung 
zu eigener Anstrengung. 

Mit dem Integrationsgesetz und der 
dazugehörigen Verordnung werden 
die Fördermöglichkeiten und Pflich-
ten des Einzelnen zielgerichtet defi-
niert und rechtliche Konsequenzen 
bei fehlenden Integrationsbemü-
hungen eindeutig geregelt. Und bei 
allen Anstrengungen muss auch die 

einheimische Bevölkerung mitge-
nommen werden. Deshalb gilt: Über-
all dort, wo Teile der einheimischen 
Bevölkerung einen gleichartigen 
Förderbedarf haben wie Flüchtlinge, 
müssen beide Gruppen gleicher-
maßen unterstützt werden. Das ist 
ein Gebot der Gerechtigkeit. Nur so 
entsteht gesellschaftliche Akzeptanz 
und kann Integration gelingen. Der 
praktische Härtetest der Umsetzung 

des Integrationsgesetzes liegt noch 
vor uns. Es wird kein leichter Weg. 
Nach den Erfahrungen der Vergan-
genheit dauert die Integration von 
Flüchtlingen auf den Arbeitsmarkt 
mehrere Jahre. Allerdings schaffen 
wir mit dem Integrationsgesetz die 
Voraussetzungen dafür, dass dieje-
nigen Menschen, die über längere 
Zeit Schutz bei uns suchen, gute 
Nachbarn und Bürger werden.

Brief aus Berlin
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Interview mit Alexander Hoffmann

„Ein klares Nein reicht“
Einstimmig hat der Bundestag am Donnerstag den Grundsatz „Nein heißt Nein“ bei der Reform des Sexual-
strafrechts beschlossen. Die weiteren Verbesserungen des Gesetzes erklärt Alexander Hoffmann im Interview.

Herr Hoffmann, wieso war die 
Reform des Sexualstrafrechts 
dringend notwendig?

Uns war es wichtig, die bestehenden 
Schutzlücken im Strafrecht zur sexu-
ellen Nötigung und Vergewaltigung 
endlich zu schließen. 

„Nein heißt Nein“ – diese Forde-
rung hat man in diesem Zusam-
menhang immer wieder gehört. 
Wie wurde dies im Gesetz um-
gesetzt? 

Bislang blieben Fälle ungeahndet, in 
denen das Opfer „nur“ mit Worten 

widersprochen oder sich – etwa in 
einer Überraschungssituation – nicht 
gewehrt hat. Wir stellen nun unter 
Strafe, wenn jemand gegen den 
erkennbaren Willen einer anderen 
Person sexuelle Handlungen an der 
Person vornimmt oder von ihr einfor-
dert. Ein klares „Nein“ reicht. 

Was wurde noch geändert? 

Das sogenannte Grapschen wird end-
lich ein eigener Straftatbestand. Dabei 
handelt es sich nämlich nicht um eine 
Bagatelle, sondern um einen massiven 
Übergriff, der durch nichts zu recht-
fertigen ist. Auch die Beteiligung an 

einer Gruppe, aus der heraus sexuelle 
Übergriffe auf Frauen stattfinden, stel-
len wir nun unter Strafe. Damit sind 
Übergriffe wie in der Silvesternacht in 
Köln gemeint, bei denen Frauen stets 
von mehreren Männern aggressiv 
„angetanzt“, also bedrängt und intim 
berührt wurden. 

Die Verhandlungen mit dem zu-
ständigen SPD-Minister waren 
schwierig und langwierig – warum?

Erst auf unseren Druck hin hatte 
sich das Bundesjustizministerium 
überhaupt an die Reform gemacht, 
dann aber einen halbherzigen, lü-
ckenhaften Vorschlag vorgelegt. 
Alles, was Justizminister Maas immer 
öffentlichkeitswirksam gefordert hat, 
fehlte in seinem eigenen Gesetzent-
wurf, den wir im parlamentarischen 
Verfahren dann gründlich überarbei-
tet und ergänzt haben. Dass sexuelle 
Übergriffe aus der Gruppe heraus 
wie in der Silvesternacht in Köln nun 
bestraft werden können, ist nur der 
CSU zu verdanken!

Foto: Privat

Gesprächskreis Islam

Liberale Muslime in Deutschland stärken
Die Mehrheit der Muslime in Deutschland ist zwar gut integriert, aber nicht organisiert. Die häufig auslandsfi-
nanzierten muslimischen Verbände hingegen vertreten nur eine kleine Minderheit, sind aber Sprachrohr und 
Gesprächspartner der Politik. Die Journalistin Düzen Tekkal und die Professorin Susanne Schröter berichteten 
beim Gesprächskreis Islam der CSU-Landesgruppe über die Organisation islamischen Lebens in Deutschland.

„Wir müssen den Auslandseinfluss 
kappen. Aber was können wir den 
liberalen Muslimen in Deutschland 
anbieten, um sich zu organisieren?“ 
– diese Schlüsselfrage stellte Alex-
an der Radwan den Expertinnen.  
Schröter warnte davor, dass die 
moderaten und liberalen Muslime 
als Gesprächspartner der Politik ins 
Hintertreffen gerieten. Sie schlug die 
Einführung eines Gremiums in Form 
einer sogenannten Schura – analog 
der Islamkonferenz – vor. Für die 
muslimischen Kinder und Jugend-
lichen wäre es sinnvoll, mit einen 
Islamverständnis aufzuwachsen, das 
ein Gegengewicht zur Lehre in den 
Moscheen bilde. „Hier würde ein 
reflektierter, vernünftiger Unterricht 
unendlich viel bringen“, so Schröter.

Auch Tekkal sprach sich für eine 
Stärkung liberaler Muslime aus: „Wir 
müssen über neue Organisations-
strukturen nachdenken.“ Sie räumte 
jedoch ein, dass ein liberales Gegen-
gewicht auch innerislamisch mobili-
siert werden müsse und warnte vor 
der kollektiven Opferrolle, mit der die 
Islam-Verbände ganz bewusst spiel-

ten. Sorge bereitet Tekkal zudem das 
fehlende deutsche Identitätsbewusst-
sein vieler muslimischer Jugendlicher 
– dieses würde von den Imamen in 
den Moscheen häufig noch unter-
stützt. Für die Lehrer an den Schulen 
forderte sie eine „Bildung der Bilden-
den“, im Moment seien viele völlig 
überfordert mit der Situation.

Foto: CSU-Landesgruppe
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